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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 2. April 1971 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 364. Sitzung am 2. April 1971 
beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 3. März 1971 
verabschiedeten 

Gesetz über Zuwiderhandlungen gegen wein- 
rechtliche Vorschriften der Europäischen 
Gemeinschaften 

— Drucksachen VI/1593, ^ VI/1593, VI/1883 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes mit dem Ziel der Aufhebung des 
Gesetzesbeschlusses des Bundestages einberufen wird. 


Begründung 

§ 1 des Gesetzes widerspricht dem Gebot der Bestimmtheit und 
Klarheit bußgeldrechtlicher Tatbestände (Artikel 103 Abs. 2 
GG, § 3 Abs. 3 OWiG). Da in dieser Vorschrift nur pauschal auf 
die EWG-Verordnungen Nr. 816/70 und Nr. 817/70 sowie auf 
die hierzu ergangenen und künftig noch ergehenden Verord- 
nungen verwiesen wird, ist aus der Bußgeldvorschrift nicht er- 
sichtlich, welche konkreten Zuwiderhandlungen mit Geldbuße 
bedroht werden sollen. 

Es bestehen überdies Zweifel, ob das Gesetz nicht zu dem uner- 
wünschten Ergebnis führt, daß Verhaltensweisen, die zur Zeit 
nach dem Lebensmittelgesetz oder nach dem Weingesetz 1930 
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mit Strafe bedroht sind, für die Geltungsdauer des vorliegen- 
den Gesetzes lediglich als Ordnungswidrigkeiten geahndet wer- 
den könnten. 

Eine ausformulierte Alternative zu §§ 1 und 2, die sich an die 
§§ 64 bis 67 des Entwurfs eines Weingesetzes (BR-Druck- 
sache 88/71) anlehnen könnte, kann wegen der Kürze der 
Zeit nicht vorgelegt werden. 


Koschnick 


Bonn, den 2. April 1971 

An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 5. März 1971 
mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Koschnick 



